
2. Steht es im Einklang mit dem Europäischen Recht, dass in 
seinem Anwendungsbereich eine Sanktion in ihrer konkre­
ten Erscheinungsform den Arbeitgeber, der einen Miss­
brauch begangen hat, zum Schaden des Arbeitnehmers, zu 
dessen Lasten der Missbrauch ging, so bevorzugt, dass die 
— wenn auch natürliche — Dauer des Verfahrens den Ar­
beitnehmer zum Vorteil des Arbeitgebers unmittelbar schä­
digt und die Wiedergutmachungswirkung proportional zur 
fortschreitenden Dauer des Verfahrens bis fast zum Ver­
schwinden hin abnimmt? 

3. Steht es im Anwendungsbereich des Europäischen Rechts im 
Sinne des Art. 51 der Charta von Nizza mit Art. 47 dieser 
Charta und Art. 6 EMRK im Einklang, dass die — wenn 
auch natürliche — Dauer des Verfahrens den Arbeitnehmer 
zum Vorteil des Arbeitgebers unmittelbar schädigt und die 
Wiedergutmachungswirkung proportional zur fortschreiten­
den Dauer des Verfahrens bis fast zum Verschwinden hin 
abnimmt? 

4. Umfasst in Anbetracht der Erläuterungen in Art. 3 Abs. 1 
Buchst. c der Richtlinie 2000/78/EG ( 2 ) und Art. 14 Abs. 1 
Buchst. c der Richtlinie 2006/54/EG ( 3 ) der Begriff der Be­
schäftigungsbedingungen im Sinne von Paragraph 4 der 
Richtlinie 1999/70/EG auch die Folgen der rechtswidrigen 
Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses? 

5. Ist es für den Fall der Bejahung der vorstehenden Frage im 
Sinne dieses Paragraphen 4 zu rechtfertigen, dass das inner­
staatliche Recht für die rechtswidrige Unterbrechung von 
unbefristeten Arbeitsverhältnissen und für die rechtswidrige 
Unterbrechung von befristeten Arbeitsverhältnissen plan­
mäßig unterschiedliche Folgen vorsieht? 

6. Sind die als allgemeine Grundsätze des geltenden Unions­
rechts anerkannten Grundsätze der Rechtssicherheit, des 
Vertrauensschutzes, der prozessualen Waffengleichheit und 
des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes sowie des Rechts 
auf ein unabhängiges Gericht und allgemeiner auf ein faires 
Verfahren, die in Art. 6 Abs. 2 des Vertrags über die Euro­
päische Union (in der Fassung der Änderung durch Art. 1 
Abs. 8 des Vertrags von Lissabon und durch Art. 46 des 
Vertrags über die Europäische Union [in der Fassung vor 
dem Vertrag von Lissabon] in Bezug genommen) in Ver­
bindung mit Art. 6 der am 4. November 1950 in Rom 
unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten und den Art. 46, 
47 und 52 Abs. 3 der am 7. Dezember 2000 in Nizza 
proklamierten Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union in ihrer in den Vertrag von Lissabon übernommenen 
Fassung verbürgt sind, dahin auszulegen, dass sie dem ent­
gegenstehen, dass der italienische Staat nach einer erhebli­
chen Zeitspanne (neun Jahre) eine Vorschrift wie Art. 32 
Abs. 7 des Gesetzes Nr. 183/10 erlässt, die die Folgen an­
hängiger Gerichtsverfahren unter unmittelbarer Schädigung 
des Arbeitnehmers zum Vorteil des Arbeitgebers ändert, und 
dass die Wiedergutmachungswirkung proportional zur fort­
schreitenden Dauer des Verfahrens bis fast zum Verschwin­
den hin abnimmt? 

7. Hat für den Fall, dass der Gerichtshof den genannten Grund­
sätzen für die Zwecke ihrer horizontalen und allgemeinen 

Geltung nicht die Wertigkeit von fundamentalen Grundsät­
zen des Unionsrechts zuerkennen sollte und deshalb eine 
Bestimmung wie Art. 32 Abs. 5 bis 7 des Gesetzes Nr. 
183/10 nur mit den Verpflichtungen aus der Richtlinie 
1999/70/EG und der Charta von Nizza unvereinbar wäre, 
ein Unternehmen wie die Beklagte für die Zwecke der un­
mittelbaren vertikalen Anwendung des Unionsrechts und 
insbesondere des Paragraphen 4 der Richtlinie 1999/70/EG 
sowie der Charta von Nizza als staatliche Einrichtung zu 
gelten? 

( 1 ) ABl. L 175, S. 43. 
( 2 ) ABl. L 303, S. 16. 
( 3 ) ABl. L 204, S. 23. 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour administrative 
d’appel de Nantes (Frankreich), eingereicht am 2. August 
2012 — Adiamix/Ministre de l’Économie et des Finances 

(Rechtssache C-368/12) 

(2012/C 295/43) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour administrative d’appel de Nantes 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Adiamix 

Beklagter: Ministre de l’Économie et des Finances 

Vorlagefrage 

Ist die Entscheidung 2004/343/EG der Kommission vom 16. 
Dezember 2003 ( 1 ) über die von Frankreich durchgeführte Bei­
hilferegelung für die Übernahme von Unternehmen in Schwie­
rigkeiten gültig? 

( 1 ) 2004/343/EG: Entscheidung der Kommission vom 16. Dezember 
2003 über die von Frankreich durchgeführte Beihilferegelung für 
die Übernahme von Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. L 108, 
S. 38). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Tivoli 
(Italien), eingereicht am 3. August 2012 — Enrico Petillo 

und Carlo Petillo/Unipol 

(Rechtssache C-371/12) 

(2012/C 295/44) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Tivoli
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Enrico Petillo und Carlo Petillo 

Beklagte: Unipol 

Vorlagefrage 

Ist es unter Berücksichtigung der Richtlinien 72/166/EWG ( 1 ), 
84/5/EWG ( 2 ), 90/232/EWG ( 3 ) und 2009/103/EG ( 4 ), die die 
obligatorische Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung regeln, zu­
lässig, dass in den nationalen Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats aufgrund der ausschließlich für Verkehrsunfallschäden gel­
tenden, gesetzlich zwingend vorgeschriebenen Quantifizierung 
eine faktische Begrenzung (unter dem Gesichtspunkt der Quan­
tifizierung) der Haftung für Nichtvermögensschäden vorgesehen 
wird, die gegenüber den nach diesen Richtlinien zur Gewähr­
leistung der obligatorischen Versicherung für durch Kraftfahr­
zeuge verursachte Schäden Verpflichteten (den Versicherungs­
unternehmen) geltend gemacht werden? 

( 1 ) Richtlinie 72/166/EWG des Rates vom 24. April 1972 betreffend die 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der 
Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung und der Kontrolle der entspre­
chenden Versicherungspflicht (ABl. L 103, S. 1). 

( 2 ) Zweite Richtlinie 84/5/EWG des Rates vom 30. Dezember 1983 
betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten bezüglich der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung (ABl. L 8, 
S. 17). 

( 3 ) Dritte Richtlinie 90/232/EWG des Rates vom 14. Mai 1990 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung (ABl. L 129, S. 33) 

( 4 ) Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. September 2009 über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung und die Kontrolle der entsprechenden (ABl. L 263, S. 11). 

Vorabentscheidungsersuchen des Upper Tribunal 
(Immigration and Asylum Chamber) London (Vereinigtes 
Königreich), eingereicht am 3. August 2012 — Nnamdi 
Onuekwere/Secretary of State for the Home Department 

(Rechtssache C-378/12) 

(2012/C 295/45) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Upper Tribunal (Immigration and Asylum Chamber) London 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Nnamdi Onuekwere 

Beklagter: Secretary of State for the Home Department 

Vorlagefragen 

1. Unter welchen Umständen stellt der Zeitraum der Ver­
büßung einer Freiheitsstrafe gegebenenfalls einen rechtmäßi­
gen Aufenthalt im Hinblick auf den Erwerb eines Dauerauf­
enthaltsrechts nach Art. 16 der Bürger-Richtlinie 
2004/38 ( 1 ) dar? 

2. Falls der Zeitraum der Verbüßung einer Freiheitsstrafe nicht 
als rechtmäßiger Aufenthalt anzusehen ist, ist es einer Per­
son, die eine Freiheitsstrafe verbüßt hat, gestattet, bei der 
Berechnung des nach der Richtlinie für den Erwerb eines 
Daueraufenthaltsrechts erforderlichen Zeitraums von fünf 
Jahren vor und nach der Haft zurückgelegte Aufenthaltszei­
ten zusammenzurechnen? 

( 1 ) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/ 
EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. L 158, 
S. 77).
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